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Erst mit den heutigen Möglichkeiten, statistische Daten 
von Bevölkerungsmerkmalen wie Personen mit Zweit-
wohnsitz oder Gastarbeiter in einer Karte kleinräumig zu 
veranschaulichen, können regionalstatistische Unter-
schiede aufgezeigt werden. Derartige statistische ĂPla-
nungskartenñ sind auch eine gute Entscheidungsgrund-
lage für weitere von Kommunalpolitikern zu treffende Pla-
nungsentscheidungen. Trotzdem wird dieses Hilfsmittel 
der kartographischen Darstellung von den Raum- und 
Landschaftsplanern bei der Erstellung des örtlichen und 
überörtlichen Raumordnungskonzeptes noch kaum ein-
gesetzt.  

Mit Hilfe solcher Karten kann man auch zeigen, inwieweit 
die von der Politik getroffenen Planungsentscheidungen 
auf den verschiedenen Ebenen, z. B. in der Klimapolitik, 
erfolgreich waren oder angepasst werden müssen. 
Gerne sprechen die NÖ Landespolitiker von einem Ăkli-
mafitten Niederºsterreichñ. Ob das so ist, kann man mit 
den entsprechenden statistischen Daten und deren Dar-
stellung in Karten überprüfen. Es ist nicht verwunderlich, 
wenn auf Grund der hohen Bodenversiegelung die Tem-
peraturen in den Städten nach oben klettern. In Öster-
reich gibt es bereits mehr Hitzetote als Verkehrstote. 

Mehr Hitzetage bedeuten mehr Dürren, Überschwem-
mungen und Muren. Die Trockenheit wird den Wald und 
den Ackerbau im Wiener Umland besonders treffen. Er-
tragseinbußen und zunehmender Schädlingsbefall wer-
den zukünftig immer mehr zum Problem.  

Leider zeigen die Karten, dass das ungebremste und 
durch Zersiedelung geprägte Siedlungswachstum im Bal-
lungsraum Wien weitergeht. Durch großzügige Bau-
landumwidmungen seitens der politisch Verantwortlichen 
gehen jährlich weitere Ackerlandflächen verloren. Bis 
heute ist die Politik nicht imstande gewesen, eine Ober-
grenze für einen jährlichen maximalen Flächenverbrauch 
festzulegen.  

Die Zersiedelung in den Randbereichen der Städte 
schreitet schon seit 1975 ständig voran. Viele der Sied-
lungsgebiete wurden auf der ĂGr¿nen Wieseñ und somit 
fernab von einem Bahnhof oder Ortszentrum errichtet. 
Dies sorgt für mehr Verkehr und sehr hohe Infrastruktur-
kosten f¿r die Gemeinden. Die ĂPendlerkartenñ zeigen 
auf, in welchen Gebieten das Pendleraufkommen beson-
ders hoch ist. Bei deren Betrachtung ist auch der 
schlechte Zustand der um Wien liegenden Schutzge-
biete, in denen trotz Baubeschränkung nach wie vor ge-
baut wird, nicht verwunderlich.  

Die Länder sind bei Raumordnung und Raumplanung für 
die Gesetzgebung zuständig. Sie geben die Regeln vor ï 
die Gemeinden sind für den Vollzug verantwortlich. Viele 
Raumplanungsexperten sind sich einig, dass das Land 
seiner Aufgabe, den Gemeinden einen klaren Rahmen 
für Flächenwidmungen und Raumordnung vorzugeben, 
zu wenig nachgekommen ist.  

 

Eine vollständige gedruckte Fassung des Artikels gibt 
es beim Verlag Berger ISBN 978-3-99137-087-1 

https://www.verlag-berger.at/author/Wonka%2C%20Erich/


Raumplanungspolitik in Zeiten des Klimawandels
 
Das ĂZubetonierenñ unserer Landschaft muss ein 

Ende haben. Von den Ortsrªndern graben sich die 

Umwidmungen immer weiter ins Gr¿nland hinaus, 

so dass viel zu hªufig eine zerkl¿ftete Siedlungs-

struktur entsteht. In Niederºsterreich haben die Re-

gierenden noch immer die Einstellung, dass Boden 

eine endlose Ressource sei. Paradox wird es, wenn 

Renaturierung als Angriff auf agrarische Bºden er-

achtet wird. Gesunde Bºden brauchen wir als Ge-

sellschaft zum Schutz vor Niederschlagsereignissen wie Hochwªsser und als Flªche, 

die uns alle ernªhrt. Das Raumordnungsgesetz in Niederºsterreich gibt den Gemein-

den die Hoheit zur Flªchenwidmung. Die Beachtung von Baulandreserven und der 

achtsame Umgang mit Boden werden zu wenig umgesetzt. Diese ausufernde Zersied-

lung zieht noch immer viel Autoverkehr nach sich.  Die Zerstºrung wertvoller Bºden 

verstªrkt auch die Folgen der Klimakrise. Laut Prognosen des Weltklimarates werden 

Hitzewellen, Trockenperioden und Starkregenereignisse in den kommenden Jahren 

immer mehr zunehmen. Die durch extreme Wetterereignisse verursachten Schªden an 

Hªusern, StraÇen und Infrastruktur sollen laut der Prognose demnach bis zum Ende 

des 21. Jh. um das Zehnfache ansteigen. Niederrºsterreich f¿hrt leider die Liste des 

Flªchenverbrauchs f¿r Einkaufs- und Fachmarktzentren an. Diese sind an den Rªn-

dern der Gemeinden ein verkehrspolitischer Unsinn, dem mit Landesregeln ein Riegel 

vorgeschoben werden sollte. Wichtig erscheint mir die Fºrderung der Nutzung von 

Leerstªnden im gewerblichen Gebiet. Ebenso das Gebot, nur dann zu asphaltieren, 

wenn es zum Schutz des Bodens keine Alternative gibt. F¿r Parkplªtze sollen Rasen-

ziegeln ausreichen. F¿r Projekte zur Entsiegelung mºchte ich einen eigenen Fonds im 

Land f¿r Gemeinden, damit es mehr Vorzeigeprojekte gibt.  

 
Dr. Helga Krismer 

Klubobfrau der Grünen im NÖ Landtag 

Dass der Klimaschutz in Niederºsterreich viel zu we-

nig ernst genommen wird, zeigt der nach wie vor wei-

ter wachsende Bodenverbrauch. Konfrontiert mit der 

Kritik des Bodenverbrauchs und vor allem der Boden-

versiegelung in Niederºsterreich meinte die Landes-

hauptfrau, dass Ă94 Prozent der Landesflªche nicht 

verbautñ seien. Diese Antwort ist unpassend und 

zeigt von keinem Planungsverstªndnis, wenn man 

sich dabei auf die gesamte Flªche Niederºsterreichs 

bezieht und nicht auf den Dauersiedlungsraum. Es kommt nªmlich darauf an, wo die 

Gegend versiegelt und zubetoniert wird und ob die Hªuser z.B. in einer Hochwasser-

zone liegen. Ein negatives Beispiel in Niederºsterreich ist die geplante Errichtung eines 

riesigen Logistikzentrums f¿r einen deutschen Konzern auf einer Flªche von 25 FuÇ-

ballfeldern, die im Flªchenwidmungsplan als Hochwasserabflussgebiet ausgewiesen 

ist und derzeit landwirtschaftlich genutzt wird. Diese Flªchenverbauung ist mit aufwªn-

digen SicherungsmaÇnahmen verbunden, die bei Extremereignissen oft nicht ausrei-

chen. Ein weiteres Beispiel, das hoffentlich noch verhindert werden kann, ist die Pla-

nung einer Deponie in Klosterneuburg im Natura 2000 Gebiet, einem Landschafts- und 

Vogelschutzgebiet. Hierf¿r sollen 3,5 ha Wald gerodet werden, Bªume, die im Einzugs-

bereich des hochwassergefªhrdeten Weidlingbaches Wasser speichern. 

Laut einer Studie der AGES werden die Ernteertrªge auf Grund der Klimakrise (Tro-

ckenheit, Hochwasser und Hagel) ºsterreichweit um ein F¿nftel sinken - in Niederºs-

terreich kºnnten sich die Ertrªge sogar halbieren! Seit 2002 mºchte ¥sterreichs Bun-

desregierung den Bodenverbrauch beschrªnken, Lªnder und Gemeinden lehnen dies 

nach wie vor ab - obwohl ¥sterreich bei der Flªcheninanspruchnahme f¿r Siedlungen, 

Gewerbe und Verkehr im europªischen Spitzenfeld liegt.  

 
Dr. Johannes Edtmayer 

Planungsstadtrat und Fraktionsobmann der Grünen in Klosterneuburg 

Durch das ĂEU-Renaturierungsgesetzñ kºnnten zumindest Teile der 
zerstörten Natur wieder hergestellt werden (Foto: WWF).   



Siedlungsausdehnung des 
Ballungsraumes seit 1950 
 

Die Ausdehnung des Siedlungsgebietes von 
1950 bis 2010 wird beim Vergleich der bei-
den nebenstehenden Karten deutlich. Dabei 
werden die Industrie- und Gewerbeflächen 
nicht dargestellt. Vor 1950 beschränkte sich 
die Siedlungstätigkeit noch weitgehend auf 
die Stadt- und Ortskerne. Nach Ende des 2. 
Weltkrieges kam es entlang der bereits ver-
kehrsmäßig gut aufgeschlossenen West-, 
Süd- und Tullner Achse zu einer Siedlungs-
ausdehnung. Durch den steigenden Wohl-
stand und die zunehmende Motorisierung 
sind dann auch dort Wohngebiete entstan-
den, die mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
nicht erreichbar sind. Der Flächenverbrauch 
für Siedlungen ist enorm und geht in weiten 
Teilen zu Lasten der landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen und auch der Erhaltung un-
serer Landschaft. Vor allem seit den 1980er- 
und 1990er-Jahren hat sich das Siedlungs-
gebiet Wiens bis weit hinein in die niederös-
terreichischen Umlandgemeinden ausge-
dehnt. Dieses zum Teil weit verstreute Sied-
lungswachstum war deshalb möglich, da die 
Gemeinden auch dort Bauland in ihren Flä-
chenwidmungsplänen festlegten, die weitab 
vom bestehenden Siedlungskern lagen. Viel 
Siedlungsfläche in den peripheren Lagen 
geht auch durch die Errichtung von Zweit-
wohnungen verloren. 

  



Flächenwidmungsplan als 
zentrales Steuerungsele-
ment der Siedlungspolitik 

 
Die Gemeinden sind für die örtliche Raumpla-
nung zuständig. Ihre Instrumente dabei sind 
der Flächenwidmungsplan und der Bebau-
ungsplan. Gemeinden haben damit die Mög-
lichkeit, Flächenverbrauch und Flächennut-
zung im Wesentlichen selbst zu bestimmen.  

 

 

Abbildung 1: Warum diese Gemeinde im Flä-
chenwidmungsplan die Baulandflächen nicht 
an das Ortsgebiet anschloss, sondern in eini-
ger Entfernung ansiedelte, noch dazu bis zur 
Südautobahn, ist eigenartig (Bing Maps).  

Ziel des Flächenwidmungsplanes sollte es 
sein, die Gebiete mit unterschiedlicher Nut-
zung (z.B. Wohngebiete, Kerngebiet, Gewer-
begebiete, Grünland) so aufzuteilen, dass die 
gegenseitigen Beeinträchtigungen (z.B. 
durch Lärm, Abgase oder Verkehr) so gering 
wie möglich sind. Der Flächenwidmungsplan, 
sowie Abänderungen zum Flächenwid-
mungsplan, werden von der Gemeinde unter 
Mitwirkung eines Planers und unter Berück-
sichtigung regionaler und überregionaler 
Raumordnungsziele erstellt und vom Ge-
meinderat beschlossen. 

Viele Bürgermeister glauben immer noch das 
Siedlungswachstum durch Baulanderweite-
rungen lösen zu können. Manchmal gibt es 
ein Naheverhältnis zwischen Bürgermeistern 
und Grundstückseigentümern in Widmungs-
verfahren bis hin zu Eigeninteressen. Vor al-
lem bei Umwidmungsfragen braucht es keine 
ĂKirchturmpolitikñ, wobei sich der Politiker in 
engstirniger Weise für die Interessen seines 
eigenen Wahlkreises oder seiner engeren 
Heimat einsetzt. Es geht aber darum, abzu-
wägen, welche Auswirkungen eine Bauland-
ausweitung auf die Nachbargemeinden und 
auf die gesamte Region hat. Bodenverlust 
durch Umwidmung hat, wie bereits erwähnt, 
auch Auswirkungen auf die Versorgungssi-
cherheit und nicht zuletzt auf den Klimawan-
del. Im Einzelfall kann man dann nie sagen, 
ab wann bei einer Umwidmung der Flächen-
verbrauch zu groß ist. Eine langfristige  
Raumentwicklungsstrategie wäre oft notwen-
dig.   

 

Karte 1: Schon in der Vergangenheit haben sich in den Gemeinden zu viele 
Kommunalpolitiker bei der Erstellung der Flächenwidmungspläne auf ihr Bauch-
gefühl verlassen und weniger auf die Stellungnahme der Fachleute.  



Siedlungspolitik der NÖ    
Landesregierung 
 

Das Problem in Österreich ist, dass der Bund 
bei der Raumplanung de facto keine Kompe-
tenzen hat. Sie ist Sache der Länder und Ge-
meinden. Österreich bräuchte eine Kontrolle 
auf Bundesebene.   

 

 

Abbildung 2: In einer Broschüre wirbt die NÖ 
Landesregierung mit einer schematischen 
Darstellung, die den ĂGr¿nen Ringñ um Wien 
zeigen soll. Es soll vermieden werden, dass 
die Siedlungsflächen um Wien weiter zusam-
menwachsen. Es sollen auch Ackerflächen 
und Grünräume gesichert bleiben. Wie wenig 
solche politischen Absichtserklärungen mit 
den tatsächlichen Gegebenheiten zusam-
menpassen, geht schon daraus hervor, dass 
das Land Niederösterreich gegen eine Be-
grenzung des jährlichen Bodenverbrauchs 
eintritt.  

Im Gegensatz zu anderen vergleichbaren 
Staaten Europas hat der Bund keine Möglich-
keit, in die Raumplanungspolitik der Länder 
und Gemeinden einzugreifen. Die Gemein-
den sind autonom in ihrer örtlichen Raumpla-
nung und nicht zur regionalen Kooperation 
verpflichtet. Die Raumordnungsgesetzge-
bung ist Sache der Länder - in diesem Fall 
Wien und Niederösterreich. Beide Bundes-
länder stehen zueinander in vielfacher Kon-
kurrenz und verschärfen damit die raum- und 
verkehrsplanerischen Probleme der Groß-
stadtregion wie z. B. im Wettbewerb um Ge-
werbeparks.  

Jede Flächenwidmung bedarf auch der Ge-
nehmigung des Landes. Ein Problem besteht 
darin, dass die Landesregierungen oft Ände-
rungen in den Flächenwidmungsplänen aber 
auch der Bebauungspläne der Gemeinden 
durchwinken, anstatt stärker auf vernünftige, 
ökologisch verträgliche Pläne zu drängen. 
Die niederösterreichische Landesregierung 
hat ihren Gemeinden bei der Erstellung ihrer 
Flächenwidmungspläne in der Vergangenheit 
viel zu viel Spielraum gelassen. Die Gemein-
den sollten stärker verpflichtet werden kön-
nen, die vom Land NÖ erstellten Raumord-
nungsgesetze (Novellen) auch umsetzen zu 
müssen. 

Wären die Gemeinden bei der Erstellung ih-
rer Flächenwidmungspläne sorgsamer bei ih-
ren Umwidmungen von Grünland in Bauland 
umgegangen, wäre es auch nicht, wie die ne-
benstehende Bevölkerungsdichtekarte zeigt, 
zu so einer starken Zersiedelung gekommen.  

 

Karte 2: Die Dichtedarstellung auf der Basis von kleinmaschigen Rasterzellen 
zeigt genau, in welchem Ausmaß sich das Siedlungsgebiet bis weit hinein in die 
Seitentäler des Wienerwaldes ausgedehnt hat. 



Keine Einschränkung des 
Bodenverbrauchs 
 

Abbildung 3: Siedlungserweiterung auf Kos-
ten landwirtschaftlicher Flächen. Um den zu 
hohen Bodenverbrauch zu unterbinden, wur-
den immer noch keine gesetzlichen Maßnah-
men getroffen (Luftbild: Bing Maps).  

 

In Österreich wird pro Person doppelt so viel 
verbaut wie bei unseren Nachbarn Deutsch-
land und Schweiz. 44km² werden pro Jahr 
der landwirtschaftlichen Fläche entzogen. 
Das entspricht der Gesamtfläche von Eisen-
stadt. Etwa die Hälfte davon wird dauerhaft 
versiegelt, d.h. unter Beton und Asphalt be-
graben.  

Die Umsetzung des aktuellen Regierungsvor-
habens, die tägliche Flächeninanspruch-
nahme bis 2030 österreichweit auf 2,5 Hektar 
(entspricht etwa 3 Fußballfeldern) zu senken, 
rückt in weite Ferne. Umgelegt auf den Flä-
chenverbrauch Niederösterreichs bedeutet 
dies einen Wert von etwa 0,57 Hektar pro 

Tag. Tatsächlich wird aber in Niederöster-
reich pro Tag sogar 1 Hektar verbraucht, also 
fast das Doppelte. 

Geht es nach Greenpeace, dann hätte schon 
längst die nationale Bodenschutzstrategie 
beschlossen werden sollen, sonst ist sie 
nichts anderes als ein Freibrief für das wei-
tere Zubetonieren Österreichs. Leider macht 
auch die NÖ Landesregierung sowie der Ös-
terreichische Gemeindebund, eine Interes-
sensvertretung der Gemeinden auf Bundes-
ebene, aus kurzsichtigen Überlegungen her-
aus gegen eine Begrenzung des Flächenver-
brauches Stimmung. Warum die Entschei-
dung so oft für neue Siedlungen und Gewer-
begebiete fällt, liegt auch in den zusätzlichen 
Steuereinnahmen. Gewinner ist dabei auf je-
den Fall das Bau- und Immobiliengewerbe.  

 

Gemeinden Anteil der Ăin Anspruch ge-
nommenen Flªcheñ am Dau-

ersiedlungsraum 2022  

Wien 74,6% 

Klosterneuburg 46,7% 

Korneuburg 74,7% 

Schwechat 41,4% 

Mödling 77,5% 

Baden 47,9% 

Tabelle 1: Die Inanspruchnahme umfasst Flä-
chen für Siedlungs- und Verkehrszwecke so-
wie die Flächen für Freizeit-, Erholungs- und 
Ver- und Entsorgungszwecke (Quelle: UBA). 

 

Karte 3: ĂIn Anspruch genommenñ sind Flªchen, die durch menschliche Eingriffe 
verändert oder bebaut sind und damit für die land- und forstwirtschaftliche Pro-
duktion oder als natürlicher Lebensraum nicht mehr zur Verfügung stehen.



Auswirkungen des hohen 
Bodenverbrauchs  
 

 
Abbildung 4: Die Spange Kledering soll eine 
Anbindung des Simmeringer Industriegebiets 
an die Wiener Außenring-Schnellstraße brin-
gen. Der Nachteil ist, dass tausende Quadrat-
meter wertvolles Ackerland versiegelt wer-
den. Die neue Straße bringt auch mehr Ver-
kehr nach Schwechat (Luftbild: Bing Maps).  

Im Ballungsraum Wien ist der Bodenver-
brauch besonders hoch, wobei die versie-
gelte Fläche ein besonderes Problem ist. Die 
negativen Auswirkungen eines zu hohen Bo-
denverbrauchs sind:  

Hochwasser: Es zeigt sich bereits jetzt, dass 
es bei Starkregen vermehrt zu Hochwasser 
kommt. Dem gegenüber kann der Boden bei 
einer länger anhaltenden Trockenheit kein 
Wasser speichern, so dass weniger Grund-
wasser entsteht. Durch die hohe Bodenver-
siegelung wird dies noch verstärkt.  

Hitze: In städtischen Gebieten absorbieren 
die versiegelten Böden die Wärme, wodurch 

es zu höheren Temperaturen kommt ï dies 
wird auch als der urbane Hitzeinsel-Effekt be-
zeichnet. Ein weiteres Problem in städtischen 
Gebieten ist die erhöhte Staubbildung. Un-
versiegelte Böden hingegen binden Staub 
und sind deshalb für eine verbesserte Luft-
qualität sehr wichtig.  

Verringerung der Agrarflächen: Mit der 
Vergrößerung von Städten und Dörfern geht 
ein Verlust von fruchtbarem Ackerland einher 
(siehe Karte 6). Der österreichischen Land-
wirtschaft stehen somit immer weniger Flä-
chen zur Verfügung, dies führt in weiterer 
Folge zu einer Abhängigkeit von Nahrungs-
mittelimporten. Das Ziel einer Gemeindepoli-
tik sollte sein, wenn auf einer Grünfläche et-
was neu gebaut wird, an einer anderen Stelle 
innerhalb der Gemeinde in entsprechender 
Größe Bauland wieder in Grünland umzuwid-
men. 

CO2-Speicher: CO2 wirkt in der Atmosphäre 
als Treibhausgas und ist die Hauptursache 
der menschengemachten globalen Erwär-
mung. Als Kohlenstoffspeicher kann der Bo-
den mehr Kohlenstoff als unsere Bäume und 
Wälder aufnehmen. Versiegelter Boden ist 
unweigerlich verloren, denn eine natürliche 
Entsiegelung würde Jahrtausende dauern.  

Verlust der Artenvielfalt: Der Rückgang der 
biologischen Vielfalt hat sich in den vergan-
genen Jahrzehnten dramatisch beschleunigt. 
Nicht zuletzt gehen durch die Versiegelung 
von Boden Kulturlandschaften und wertvolle 
Lebensräume verloren.  

 
Karte 4: Wo landwirtschaftliche Flächen, noch dazu mit einer höheren Bodenkli-
mazahl und damit gutem Ertrag, durch Wohnbautätigkeit und durch gewerbliche 
Nutzung verloren gingen, zeigt diese Karte. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Treibhausgas


Bodenversiegelung - ein 
ökologisches Problem 
 

Von allen Bundesländern ist in Niederöster-
reich die Flächenversiegelung am größten. 
Als versiegelt gelten nur jene Flächen, die 
durch Ăeine wasser- und luftundurchlässige 
Schicht abgedecktñ sind, etwa durch Beton 
oder Asphalt. Das betrifft die Grundfläche von 
Häusern, Straßen, Industrie- und Gewerbe-
gebiete, Parkplätze, zubetonierte Gartenein-
fahrten und Carports. 

 

 

Abbildung 5: Niederösterreich hat einen Bo-
denverbrauch von 1 ha pro Tag und versie-
gelt davon mehr als die Hälfte. Die grüne 
Wiese im Garten gilt als verbrauchte Fläche 
(=Bodenverbrauch). Straßen und Hausflä-
chen gelten als versiegelte Fläche.  

Durch jeden Quadratmeter versiegelten Bo-
den verlieren wir nicht nur die Basis für den 
Anbau unserer Lebensmittel, sondern auch 
die Möglichkeit zum Beispiel Kohlenstoff (und 

damit CO2) und Wasser zu speichern. Fach-
leute bedauern, dass die in einem breiten 
Diskurs erarbeitete nationale Bodenschutz-
strategie noch immer nicht beschlossen 
wurde.  

Das Land Steiermark hatte im Gegensatz zu 
den anderen Bundesländern schon 2023 ei-
nen entscheidenden Schritt getan, unnötige 
Bodenversiegelung zu verhindern. Als erste 
Stadt führte Graz einen Grünflächenfaktor 
ein. So müssen zukünftig auf Grundstücken 
mit Geschossbauten 60 Prozent der Gesamt-
fläche oder bei Baugebieten im Grüngürtel 
80% unversiegelt sein. Damit will man verhin-
dern, dass Investoren aus reinem Profitinte-
resse Grünflächen bis zum letzten Quadrat-
meter zubetonieren können. 

 

Gemeinden Anteil der versiegelten Flä-
chen am Dauersiedlungs-

raum 2022  

Wien 45,8% 

Klosterneuburg 19,5% 

Korneuburg 47,4% 

Schwechat 27,5% 

Mödling 40,2% 

Baden 23,7% 

Tabelle 2: Die Tabelle zeigt, in welchem Aus-
maß in diesen Gemeinden der für Landwirt-
schaft, Siedlungen und Verkehrsanlagen ver-
fügbare Raum bereits versiegelt ist (Quelle: 
UBA). 

 

Karte 5: Wie hoch der Anteil der versiegelten Fläche innerhalb des Dauersiedlungs-
raumes einer Gemeinde ist, zeigt diese Karte. Gerade dicht verbaute Ballungszen-
tren werden während Hitzewellen zu Backöfen.



Klimawandel gefährdet die 
Ernährungssicherheit  
 

Durch den Anstieg der Temperatur und die 
Änderung der Niederschlagsmenge in den 
bereits aktuell relativ trockenen Gebieten im 
Osten und Nordosten des Landes wird es zu 
erheblichen Verringerungen der Ertragsfähig-
keit der Böden kommen. Um die Ernährungs-
sicherung in Österreich zu gewährleisten, 
sind fruchtbare Böden in ausreichendem Um-
fang erforderlich.  

Nach wie vor gibt es keine ausreichende In-
formationen, wie viel Boden in Österreich für 
die landwirtschaftliche Produktion erforder-
lich wäre, um die Versorgung der österreichi-
schen Bevölkerung mit Lebensmitteln sicher-
zustellen und vom Import weitgehend unab-
hängig zu sein. 

 

 

Abbildung 6: Die Trockenheit ist schon jetzt 
die größte Ursache für Ernteeinbußen (Foto: 
D. Klammer, Greenpeace).  

Im Zuge des Projektes ĂBEAT - Bodenbedarf 
für die Ernährungssicherheitñ (siehe Karten 
10 und 11) wurden fruchtbare Böden Öster-
reichs identifiziert und dargestellt. Dabei 
wurde auch der Einfluss des Klimawandels 
berücksichtigt, der vor allem in den östlichen 
Produktionsgebieten zu einer dramatischen 
Reduktion der Ertragsfähigkeit der Böden 
führen kann. Die Karte oben zeigt, wo sich im 
Ballungsraum Wien aktuell noch ertragreiche 
Böden befinden, die Karte unten die sich 
durch ein veränderndes Klima ergebende Er-
tragssituation. Vergleicht man diese beiden 
Karten, geht hervor, dass sich bei einer prog-
nostizierten stärkeren Klimaänderung die Er-
tragspotenziale vor allem auf den Ackerflä-
chen stark verschlechtern. Dies betrifft zum 
Teil auch die Grünlanderträge.  

Die österreichische Hagelversicherung hat 
für 2023 Bilanz gezogen und berichtet dabei 
von einer massiven Zunahme der Schäden in 
der österreichischen Landwirtschaft aufgrund 
des Klimawandels. Der Gesamtschaden im 
Agrarbereich wegen Frost, Hagel, Sturm, 
Überschwemmung und vor allem Dürre be-
läuft sich 2023 auf 250 Millionen Euro. Im 
Vorjahr lag er bei 140 Millionen Euro. Weiters 
geht aus der Presseaussendung der Hagel-
versicherung hervor, dass die Überschwem-
mungsschäden massiv zunehmen werden, 
da Wasser bei Starkniederschlägen nicht ver-
sickern kann. Dadurch sei Bodenschutz 
durch die CO2-Speicherung und auch Klima-
schutz für uns alle überlebenswichtig, so der 
Chef der Versicherungsgesellschaft. 

Karte 6 zeigt die aktuelle Situ-
ation zum Ertragspotential der 
Böden des Acker- und Grün-
landes und die Karte 7 das 
Extremwertszenario 2036 bis 
2065).  

Der Vergleich beider Karten 
verdeutlicht die Auswirkungen 
des Klimawandels auf die 
landwirtschaftlichen Flächen. 
Im Ballungsraum Wien ist be-
reits um das Jahr 2050 mit ei-
nem massiven Verlust der 
heutigen ertragsfähigen Bö-
den zu rechnen. Zusammen 
mit der immer noch sehr ho-
hen Bodenversiegelung und 
der Bevölkerungszunahme 
wird es zu einer ernsthaften 
Bedrohung der Ernährungssi-
cherheit kommen (Quelle: 
BEAT ï Bodenbedarf für Er-
nährungssicherheit und Fi-
nanzbodenschätzung) 

 
 
Ertragspotential  

beste Erträge 

mittlere Erträge 

geringe bis nicht vor-
handene Erträge 

Moore 
 
.

https://www.ages.at/umwelt/boden/informationen-zu-boden


Temperaturanstieg belastet den Menschen 
 

Die Auswirkungen des vom Menschen gemachten Klimawandels sind vielfältig. Er 
setzte Ende des 19. Jh. ein. Um 1980 verstärkte er sich und hält seitdem ungebrochen 
an. Die Durchschnittstemperaturen werden bis zur Mitte dieses Jahrhunderts weiter an-
steigen. Zu erwarten sind trockenere Sommer mit noch mehr heißen Tagen. Hitzewel-
len können zu gesundheitlichen Beschwerden führen. Im Extremfall können Hitzekol-
laps, Hitzeerschöpfung und Hitzschlag die Folge sein. Besonders besorgniserregend 
ist die Tatsache, dass in Österreich jedes Jahr durchschnittlich bis zu 500 Menschen 
an den Folgen von Hitzewellen sterben. Außerdem fördert eine hohe Lufttemperatur 
zusammen mit intensiver Sonneneinstrahlung die Entstehung von gesundheitsgefähr-
dendem bodennahen Ozon. Die drei folgenden Karten zeigen, wie sich im Ballungs-
raum Wien die Klimasituation in naher Zukunft weiter verschärfen wird, wenn das Wirt-
schaftswachstum so wie bisher weiter zum Großteil auf der Verbrennung fossiler Ener-
gieträger aufbaut und keinerlei zusätzliche Maßnahmen zum Klimaschutz unternom-
men werden (Quelle: ÖROK-Atlas).  

 

Karte 8: Das Jahresmittel in Wien lag 
2022 bei 12,2 °C. Prognosen weisen 
darauf hin, dass die Temperaturen 
Wiens bis 2050 sogar über denen der 
anderen europäischen Städte liegen 
werden. Diese entsprechen dann der 
heutigen nordmazedonischen Stadt 
Skopje. Wie regional unterschiedlich 
innerhalb des Ballungsraumes Wiens 
der Temperaturmittelwert steigen 
wird, zeigt die Karte. Die Städte sollten 
sich bereits heute auf die dann verän-
derten Klimaverhältnisse einstellen 
wie z. B. durch die Ausweitung von 
mehr Grünflächen in dicht verbauten 
Stadtgebieten.  

Karte 9: In den letzten 10 Jahren lag in 
Wien der jährliche Durchschnitt an Hit-
zetagen bei 31 (sind Tage mit über 30 
°C). 2024 hatten wir in Wien sogar ei-
nen Rekord von 47 Hitzetagen, so viel 
wie es bislang in der Messgeschichte 
noch nie gegeben hat. Wie groß die 
Erhöhung der Hitzetage im Wiener 
Raum werden wird, wenn die Treib-
hausgasemissionen nicht reduziert 
werden, zeigt diese Karte. Bereits je-
der zusätzliche Hitzetag mit über 30°C 
erhöht vor allem für alte Menschen die 
Sterblichkeit. Bei Hitzewellen (d.h. 
eine Woche mit mehr als drei Hitzeta-
gen) ist der Anstieg der Sterberate fast 
drei Mal so hoch wie der Anstieg bei 
nur einem Hitzetag.  

 

Karte 10:Tropennächte (mit über 
20°C) sind die wohl unangenehmsten 
Begleiter einer Hitzewelle. Waren in 
Wien (Hohe Warte) bis in die 1980er-
Jahre durchschnittlich nur 1 bis 2 Tro-
pennächte pro Jahr üblich, musste 
man ab 1991 bereits mit durchschnitt-
lich 6 tropisch warmen Nächten jähr-
lich zurechtkommen. In den letzten 
Jahren musste man mit etwa 17 Tro-
pennächten pro Jahr rechnen. 2024 
gab es in der Wiener Innenstadt sogar 
mehr als 50 Tropennächte. Wie stark 
die Zahl der Tropennächte im Durch-
schnitt weiter steigen wird, zeigt die 
nebenstehende Karte. 



Wasserknappheit als Folge des Klimawandels 
 

Mit dem Klimawandel hat sich in den letzten 35 Jahren sowohl das Abfluss- als auch 
das Niederwasserregime im Sommer verändert. Zwar ist Österreich ein wasserreiches 
Land, doch Niederschlagsänderungen und steigende Temperaturen belasten die Was-
serspeicher zunehmend. Die Grundwasserressourcen werden in Österreich bis 2050 
bis zu einem Viertel abnehmen, während gemäß einer Studie des Umweltbundesamtes 
im gleichen Zeitraum der Wasserbedarf um 15% steigen wird.  

Aus einer von Greenpeace beauftragten Untersuchung geht hervor, in welchen Ge-
meinden innerhalb Österreichs im Jahr 2050 mit einer besonders hohen Wasserknapp-
heit zu rechnen sein wird. Die Wasserressourcen sind regional sehr unterschiedlich 
verteilt. Bei dieser Greenpeace-Studie wurde das verfügbare Grundwasser analysiert, 
wo innerhalb Österreichs in trockenen Jahren weniger Grundwasser verfügbar ist, als 
für öffentliche Wasserversorgung, Industrie und Landwirtschaft benötigt wird. Das 
würde zu Nutzungskonflikten führen. Vor allem eine Frage wird aufkommen: Wer darf 
bei Engpässen in Trockenperioden wie viel Wasser entnehmen? Je höher die Nut-
zungsintensität in der jeweiligen Region, desto höher das Risiko für regionale Dürren in 
trockenen Jahren. Besonders stark betroffen sind dabei die Gemeinden in Ostöster-
reich und damit auch der Ballungsraum Wien (siehe Karte 11). 

 

Abbildung 7: Das Marchfeld, beson-
ders von Wasserknappheit betroffen, 
ist für die Ernährungssicherheit Öster-
reichs unverzichtbar. Humusreiche 
Schwarzerdeböden ermöglichen eine 
hochwertige landwirtschaftliche Pro-
duktion. Das Marchfeld ist als Korn-
kammer und Gemüsegarten Öster-
reichs bekannt. Um eine langfristig 
stabile Versorgung auch in Zeiten des 

Klimawandels zu gewährleisten, geht es oft nicht mehr ohne Bewässerungsanlagen. 
Durch Bewässerung in Zeiten der Trockenperioden können heute Ertragsausfälle und 
Qualitätseinbußen noch vermieden werden (Foto: Greenpeace).   

In dieser Studie wird u. a. gefordert, große Wasserentnahmen durch die Industrie in 
einem zentralen Register digital zu melden, effiziente Wassernutzung zu fördern und 
regionale Programme zu erarbeiten, um den Wasserverbrauch zu senken.  

 

Karte 11: Wie die Karte zeigt, wird im 
Ballungsraum Wien in denjenigen Be-
reichen, wo 2050 die Wassernut-
zungsintensität über 100% sein wird, 
der Wasserbedarf das Grundwasser-
angebot stark überschreiten. Es wird 
mehr Wasser gebraucht als es gibt. 
Das größte Risiko besteht hier vor al-
lem für landwirtschaftliche und indust-
rielle Betriebe, da sie Wasser direkt 
aus den Brunnen entnehmen. Weni-
ger stark von der Wasserknappheit 
betroffen sind Gemeinden wie Klos-
terneuburg und Stockerau, da ihre 
Brunnen in dem entlang der Donau 
unterirdisch fließenden Begleitstrom 
liegen. Von keiner Wasserknappheit 

betroffen ist die Wienerwaldregion. Wien ist zwar ebenso von Dürre betroffen, die Was-
serknappheit wird aber auf Grund der Hochquellleitungen gemildert. 

 

Abbildung 8: Um die Wasserknapp-
heit bei Wassernotstand zu lindern, 
dürfen in Kärnten und in der Steier-
mark Bürgermeister künftig das Be-
füllen von privaten Schwimmbecken 
und das Gießen von Gartenpflanzen 
verbieten. Obwohl auch viele Ge-
meinden in Niederösterreich von 
Wasserknappheit stark betroffen 

sind, lehnt das Land ein Befüllungsverbot von Pools strikt ab (Luftbild: google Earth).  



Starke Zunahme der Wohn-
bevölkerung 2011 bis 2021 
 

Der Ballungsraum Wien zählt zu einer der am 
stärksten wachsenden Regionen im deutsch-
sprachigen Raum. Jene Bezirke in Niederös-
terreich, die im Speckgürtel um die Bundes-
hauptstadt Wien liegen, haben in den letzten 
zehn Jahren zum Teil sogar deutlich an Ein-
wohnern hinzugewonnen. Ohne die starke 
Zuwanderung würde die Bevölkerung lang-
fristig schrumpfen. Der Grund sind die niedri-
gen Geburtenraten, die in Wien bei 1,4 Kin-
dern pro Frau stagnieren. 

 

Zunahme der Wohnbevölkerung 

Gemeinden 2011 Zunahme     
2011 bis 2021 

Wien 1714.227 164.104 (10,6%) 

Klosterneubg     25.828     1.732 (6,7%) 

Korneuburg     12.279     1.171 (9,5%) 

Schwechat     16.529     3.983 (24,1%) 

Mödling     20.411       113 (0,6%) 

Baden     25.093       666 (2,6%) 

Tabelle 3: Während zwischen 2011 und 2021 
Mödling mit 0,6% eine sehr geringe Bevölke-
rungszunahme aufweist, ist diese in 
Schwechat mit 24,1% am höchsten. 

Entwicklung der Wohnbevölkerung durch Ge-
burten- und Wanderungsbilanz 2011 - 2021 

Gemeinden Geburten Wanderung 

Wien  8.581 (0,6%) 155.523 (10%) 

Klosterneuburg -1.383 (-5%)  3.115 (12,1%) 

Korneuburg   -172 (-1,4%)   1.343 (10,9%) 

Schwechat     121 (0,7%)  3.862 (23,4%) 

Mödling   -681 (-3,3%)     794 (3,9%) 

Baden -1.319 (-5%)  1.985 (7,9%) 

Tabelle 4: Das Bevölkerungswachstum im 
Ballungsraum Wien ist zwischen 2011 und 
2021 auf einen positiven Wanderungssaldo 
(Saldo aus Zu- und Wegzügen) zurückzufüh-
ren. Besonders hoch ist dieser in Schwechat. 
Eine positive Geburtenbilanz (Lebendgebo-
rene abzüglich Sterbefälle) gibt es nur in 
Wien und Schwechat.  

 

 

Abbildung 9: Sehr hohe Bevölkerungszu-
wächse gibt es in Schwechat. Entsprechend 
groß ist hier, wie die Tab. 8 auch zeigt, die 
Wohnbautätigkeit (Luftbild: google earth). 

 

Karte 12: Obwohl im gesamten Ballungsraum Wien die Wohnbevölkerung zwi-
schen 2011 und 2021 stark gewachsen ist, kommt es lokal auch zu Bevölke-
rungsverlusten.   



Veränderung der Wohnungs-
zahlen 2011 bis 2021 
 

Wenn die Bevölkerungszunahme so wie in 
den letzten Jahren weitergeht, muss Platz für 
neue Bewohner zur Verfügung gestellt wer-
den; das entspricht neuen Wohnungen. Es 
werden aber auch immer mehr Wohnungen 
gebaut, die mit einem Bevölkerungszuwachs 
nichts zu tun haben - Wohnungen, die als 
Zweitwohnsitz verwendet werden oder ein-
fach leer stehen und nur als Investmentan-
lage gedacht sind. Auch der Personendurch-
schnitt pro Wohnung nimmt kontinuierlich ab.  

 

 

Abbildung 10: Wohnbauten sollten künftig in-
nerhalb bestehender Siedlungsbereiche und 
als kompakte Baustrukturen erfolgen. Ein ge-
lungenes Beispiel zeigt dieses Foto im Zent-
rum Korneuburgs. Bei diesem Bau hatte man 
auf genügende Freiflächen und auch für eine 
Dachbegrünung gesorgt. Man hatte auch die 
im Bebauungsplan vorgegebene Bebauungs-
dichte nicht voll ausgenutzt (Luftbild: S. 
Schütz, meinbezirk.at).  

Zunahme der Wohnungen  

Gemeinden 2011 Zunahme 

2011 bis 2021 

Wien 983.840 91.127 (9,3%) 

Klosterneuburg    15.864   1.604 (10,1%) 

Korneuburg      6.795   1.013 (14,9%) 

Schwechat      9.171   2.311 (25,2%) 

Mödling    12.258      549 (4,5%) 

Baden    15.921      490 (3,1%) 

Tabelle 5: Der Speckgürtel wächst rund um 
Wien weiter. Da meist der Arbeitsplatz in 
Wien bleibt, steigen auch die Pendlerzahlen.  
So hat, wie diese Tabelle zeigt, Schwechat 
die höchste Zunahme an Wohnungen und 
wie aus der Tabelle 19 hervorgeht auch die 
höchste Zunahme an Wienpendlern.   

 

Entstehen die neuen Wohngebäude am 
Stadt- oder Ortsrand, werden Freiflächen ver-
nichtet. Dabei stehen die Stadtregierungen 
vor dem Dilemma, dass sie sich zwar des 
Problems des Flächenverbrauchs bewusst 
sind, sich aber zunehmend schwertun, inner-
halb der Stadt noch Möglichkeiten zum 
Bauen aufzutun. Seitens der Raumplanung 
ist man sich einig, dass bestehende Sied-
lungsflächen verdichtet werden müssten, 
statt immer mehr neuen Boden zu verbrau-
chen. Die Politik muss die Rahmenbedingun-
gen setzen, um Ortskerne attraktiv zu ma-
chen und Leerstände zu nutzen. 

 
Karte 13: Trotz stark steigender Wohnungszahlen innerhalb von 10 Jahren im 
gesamten Ballungsraum Wien kommt es in der Wiener Innenstadt auch zu Woh-
nungsabnahmen.  

https://www.umweltbundesamt.at/aktuelles/presse/news2018/news201810020
https://www.umweltbundesamt.at/aktuelles/presse/news2018/news201810020


Personen mit Nebenwohnsitz  
 

Mit dem wirtschaftlichen Aufschwung in den 
sechziger Jahren begann eine Nebenwoh-
nungsbewegung, die dadurch ausgelöst 
wurde, dass immer mehr Familien finanziell in 
der Lage waren, eine Nebenwohnsitzwoh-
nung zusätzlich zur Stadtwohnung zu schaf-
fen. Hinsichtlich der Haus- und Wohnungs-
ausstattung sind dabei zwei Formen zu unter-
scheiden. Zum einen Teil sind es nur einfa-
che, nicht winterfeste Ferien- und Wochen-
endwohnungen, zum anderen Teil sehr gut 
ausgestattete Zweitwohnungen, die nicht sel-
ten viel größer als die Stadtwohnung sind. 
Der weitaus größte Teil an Zweitwohnungen 
befindet sich in Einfamilienhäusern.   

 

 

Abbildung 11: Das Foto zeigt ein Beispiel ei-
ner heutigen Bädersiedlung entlang der Do-
nau. Bereits gegen Ende der 1960er Jahre 
verschwanden die ersten kleinen Kleingar-
ten- und Badehütten und manche wurden zu 
ganzjährig bewohnbaren Einfamilienhäusern 
ausgebaut (Luftbild: Bing Maps). 

Anteil der Nebenwohnsitzfälle an der Ge-
samtbevölkerung 2021 

Gemeinden Gesamtbe-
völkerung 

Nebenwohnsitz-
fälle 

Wien 9.225.945 256.489 (2,8%) 

Klosternbg.      35.062     7.282 (20,8%) 

Korneuburg      15.623     2.173 (13,9%) 

Schwechat      23.821     3.309 (13,9% 

Mödling      24.482     3.958 (16,2%) 

Baden      31.525     5.766 (18,3%) 

Tabelle 6: Besonders hoch ist der Anteil an 
Personen mit Nebenwohnsitz mit 20,8% in 
Klosterneuburg. Fast 90% von ihnen haben 
ihren Hauptwohnsitz in Wien, nur 5% ihren 
Hauptwohnsitz in Klosterneuburg. 

 

Seit der Volkszählung 1981 bleibt es dem 
Wohnungsbesitzer mit einem Nebenwohnsitz 
selbst überlassen, in welcher Gemeinde er 
seinen Hauptwohnsitz melden will. Bei einem 
Wohnsitz im Wiener Umland geben viele 
Wiener ihren Hauptwohnsitz in Wien an, da 
sie z.B. das Parkpickerl oder die geförderte 
Wohnung (Gemeindewohnung) nicht verlie-
ren wollen. Nicht wenige machen für ihren 
Nebenwohnsitz überhaupt keine Meldung, so 
dass dieser in der Statistik als leer stehende 
Wohnung ausgewiesen wird. Das bedeutet 
für Gemeinden mit hohem Zweitwohnsitzan-
teil eine große Planungsunsicherheit, da die 
in der Statistik ausgewiesenen Gesamtbevöl-
kerungszahlen untererfasst sind.  

 

Karte 14: Wie die Karte zeigt, bevorzugen die Personen mit Nebenwohnsitz die 
Gebiete am Siedlungsrand. Oft reisen sie mit dem eigenen PKW an und haben 
daher einen wesentlichen Anteil am Wochenend- und auch Berufsverkehr.  



Wohnungen mit Neben-
wohnsitzmeldung 
 

Während schon die Nachfrage von Haupt-
wohnsitzwohnungen für die Wohnbevölke-
rung zur Folge hatte, dass immer mehr Grün-
landgebiete in Bauland umgewidmet wurden, 
wird dieser Umwidmungsdruck noch zusätz-
lich durch die Nachfrage nach Nebenwohn-
sitz- bzw. Zweitwohnsitzwohnungen ver-
stärkt. Dadurch steigen nicht nur die Grund-
stückspreise, sondern es geht auch Bauland 
für die Wohnbevölkerung verloren. 

Besonders ungünstig für den Finanzhaushalt 
der Gemeinde wirkt sich eine Wohnung mit 
einer Nebenwohnsitzmeldung aus. Für jede 
Person, die einen Zweitwohnsitz hat, müssen 
doppelte Infrastrukturleistungen erbracht 
werden. Einerseits von der Gemeinde, wo 
sich der Hauptwohnsitz befindet und anderer-
seits von der Gemeinde, wo der Zweitwohn-
sitz liegt. Für Infrastrukturleistungen werden 
nur diejenigen Gemeinden vom Bund unter-
st¿tzt (ĂErtragsanteileñ), wo ein Hauptwohn-
sitz gemeldet ist.  

Hinzu kommt noch, dass für die technische 
Erschließung die gleichen Leistungsreserven 
zur Verfügung gestellt werden müssen wie für 
Häuser mit Hauptwohnsitzen, obwohl diese 
die meiste Zeit des Jahres nicht gebraucht 
werden. Es ergeben sich Probleme bei der 
Wasser- und Energieversorgung, Müllentsor-
gung und Abwasserbeseitigung.  

Damit die Gemeinden zumindest einen Teil 
der Infrastrukturkosten von Personen mit Ne-
benwohnsitz ersetzt bekommen, wird seit län-
gerem eine Nebenwohnsitzabgabe diskutiert. 
So hat die Stadt Wien ab 2025 eine Zweit-
wohnsitzabgabe für denjenigen vorgesehen, 
der einen Nebenwohnsitz hat, unabhängig 
von der Anzahl der dort gemeldeten Perso-
nen. Dabei gibt es auch Ausnahmen wie z. B. 
Studenten- oder Pensionistenheime. Dies 
wird je nach Wohnungsgröße zwischen 300 
bis 500 Euro im Jahr sein. Für jede weitere 
Nebenwohnsitzwohnung ist ein Zuschlag von 
50% vorgesehen. Diese ist eine Aufwand-
steuer, d.h. es soll derjenige belastet werden, 
der sich den Aufwand leisten kann, zwei oder 
mehrere Wohnungen für den persönlichen 
Lebensbedarf zu erhalten.  

 

Anteil der Wohnungen mit Nebenwohnsitzmel-

dung an den Wohnungen insgesamt, 2021 

Gemeinden insge- 

samt 

davon mit Neben-

wohnsitzmeldung 

Wien 1.074.967   43.458 (4,0%) 

Klosterneuburg      17.468     1.799 (10,3%) 

Korneuburg        7.808        320 (4,1%) 

Schwechat      11.482        448 (3,9%) 

Mödling      12.807        602 (4,7%) 

Baden      16.411     1.198 (7,3%) 

Tabelle 7: In Klosterneuburg ist der Anteil der 
Nebenwohnsitzwohnungen mit 10,3% sehr 
hoch (Quelle: Statistik Austria).  

 

Karte 15: Der Kartenausschnitt mit kleinmaschigen Rasterzellen zeigt ein de-
tailliertes Bild über die Verteilung der Wohnungen mit Nebenwohnsitz. Eine 
Konzentration gibt es entlang der Donauauen auf Grund der Badesiedlungen.  

 

Abb. 12: Peripher gelegene 
Siedlungsgebiete so wie hier 
am Leopoldsberg haben einen 
hohen Anteil an Nebenwohn-
sitzwohnungen. Zweitwohnun-
gen im näheren Stadtumland 
haben in der warmen Jahreszeit 
meist Hauptwohnsitzfunktion. 
Viele können auf Grund ihrer 
Größe und Ausstattung jeder-

zeit als Hauptwohnsitz genutzt werden. (Luftbild: Bing Maps).  



Längerfristigen Wohnungs-
leerstand vermeiden 
 

 

Abbildung 13:. Obwohl jede 10 Wohnung in 
Wien leer steht, suchen viele Menschen eine 
Wohnung. Etwa die Hälfte davon ist als spe-
kulativer Leerstand einzuordnen (Luftbild: 
Google Earth). 

 

In den letzten Jahren stiegen die Mieten in 
den Städten stark an. Einer der Gründe dafür 
ist das knappe Angebot an leistbarem Wohn-
raum. Wohnungen, die leer stehen, verschär-
fen die Situation zusätzlich. Als Alternative 
dazu wird immer wieder eine Leerstandsab-
gabe diskutiert. Sinnvoll wäre diese, da viele 
der leerstehenden Wohnungen ausschließ-
lich als Wertanlage genutzt oder kurzzeitig 
über Plattformen wie ĂAirbnbñ angeboten wer-
den. Dadurch werden sie dem Mietmarkt ent-
zogen. Die Leerstandsabgabe dient als Len-
kungsinstrument, um ungenutzte Wohnun-
gen auf den freien Markt zu bringen und das 
Wohnen allgemein leistbarer zu machen. 

Die leerstehenden Wohnungen sind für Ge-
meinden mit einem erheblichen Erhaltungs-
aufwand verbunden, da die städtische Infra-
struktur auch für leerstehende Wohnungen 
errichtet und aufrechterhalten werden muss. 
Die Eigentümer von leerstehenden Wohnun-
gen leisten dazu keinen kostendeckenden 
Beitrag. In Salzburg, der Steiermark und Tirol 
gibt es seit 2023 bereits Leerstandsabgaben. 
Das Land Niederösterreich, wo es im Wiener 
Umland besonders viele leerstehende Woh-
nungen gibt, ist derzeit dagegen.  

 

Tabelle 8: Während in Wien 9,7% aller Woh-
nungen keine Wohnsitzmeldung haben, sind 
diese Prozentsätze in den angrenzenden 
Städten sogar höher. In den reichen Wiener 
Bezirken gibt es wesentlich mehr Wohnun-
gen ohne Meldungen als in den einkommens-
ärmeren Wiener Bezirken. Erwähnt sei noch, 
dass der Anteil der Wohnungen ohne Wohn-
sitzmeldung in den letzten 10 Jahren allge-
mein stark gestiegen ist (Qu:Statistik Austria). 

 

Karte 16: Wohngebäude (vor allem Einfamilienhäuser) ohne einer Wohnsitzan-
gabe befinden sich vor allem in den Donauauen und am Siedlungsrand.   
  

Abbildung 14: Von Leerstand von 
Wohnungen wird üblicherweise dann 
gesprochen, wenn diese auf dem 
Wohnungsmarkt angeboten werden 
und nach mindestens sechs Monaten 
noch keine (neuen) Mieter gefunden 
worden sind. Es gibt verschiedene 

Gründe, warum Wohnungen keine Wohnsitzangabe zum Stichtag haben, zum 
Beispiel infolge von Renovierungen, Neu-Bezug, Abwicklung von Verlassen-
schaften oder Wohnungen, die ein Baugebrechen haben. Eine bestimmte Leer-
standsquote ï 2,5 bis 3 Prozent ï ist grundsätzlich wichtig, um Fluktuation auf 
einem Wohnungsmarkt zu ermöglichen. 

Anteil der Wohnungen ohne Wohnsitzmeldung  
an den Wohnungen insgesamt  2021 

Gemeinden insgesamt davon ohne 
Wohnsitzmeldung 

Wien 1.074.967  104.272 (9,7%) 

Klosterneubg      17.468 3.197 (18,3%) 

Korneuburg        7.808 1.054 (13,5%) 

Schwechat      11.482 1.205 (10,5%) 

Mödling      12.807 2.049 (16,0%) 

Baden      16.411 2.429 (14,8%) 



Peripher gelegene Einfamili-
enhäuser bedeuten hohe Inf-
rastrukturkosten  

 

Hohe Kosten entstehen für die Gemeinde 
dann, wenn außerhalb des geschlossenen 
Siedlungsverbandes Grundstücke neu aufge-
schlossen und Einfamilienhäuser darauf er-
richtet werden. Das bedeutet, dass in den pe-
ripher gelegenen Einfamilienhausgebieten 
die für die Gemeinde anfallenden Kosten, so-
wohl durch die Erschließung als auch durch 
die Aufrechterhaltung von Wasser- und Ka-
nalleitungen, Straßen, Müllabfuhr und vor al-
lem öffentlichen Verkehrsmitteln, sehr hoch  
sind.   

 

 

Abbildung 15: Die Lage der Bauparzelle ist 
ein wesentlicher Kostenfaktor. Je größer die 
Distanz, je mehr Laufmeter Infrastruktur zu 
den Gebäudegrundstücken wie für Kanal und 
Wasser, desto höher die Kosten. D. h. je 
mehr in peripherer Lage gebaut wird, desto 
höher sind die Kosten für das Gemeinde-
budget.  

Anteil der Einfamilienhäuser an den Wohnge-

bäuden insgesamt, 2021 

Gemeinden insge- 

samt 

davon Ein-         

familienhäuser 

Wien  149.126  89.960 (60,3%) 

Klosterneuburg    10.457    8.940 (85,5%) 

Korneuburg      2.648        947 (73,5%) 

Schwechat      3.244     2.332 (71,9%) 

Mödling      3.496     2.256 (64,5%) 

Baden      5.276     3.602 (68,3%) 

Tabelle 9: Da sich in Klosterneuburg das 
Bauland weit in das Wienerwaldgebiet er-
streckt, ist der Anteil an Ein- und Zweifamili-
enhäusern mit über 85% besonders hoch.   

 

Die für die öffentliche Hand anfallenden Aus-
gaben für eine Wohneinheit in einem Einfami-
lienhaus sind etwa zweimal so hoch wie bei 
einem Reihenhaus und sogar mehr als drei-
mal so hoch wie bei einem mehrgeschossi-
gen Wohnbau. Die Kosten, welche die Ge-
meindebürger für die Erschließung ihres Bau-
landes zu tragen haben, sind nur ein kleiner 
Teil dessen, was an Kosten für die öffentliche 
Hand tatsächlich anfällt. Durchschnittlich 
muss von den Bürgern ein Drittel der Kosten 
selbst getragen werden. Das sind Anschluss-
gebühren und laufende Gebühren. Bauen in 
peripherer Lage würde man sofort in den Griff 
bekommen, wenn die Hausbesitzer für die 
von ihnen verursachten Infrastrukturkosten 
selbst aufkommen müssten. 

 

Karte 17  Ein- und Zweifamilienhäuser reichen hoch hinauf in die Seitentäler des 
Wienerwaldes. Dies, obwohl sich gerade hier, wie die Karten 34, 35 und 36 zei-
gen, zahlreiche Schutzgebiete befinden.  

 

Abbildung 16: Würde man nur die tatsächli-
chen Kosten der Abwassergebühren oder 
Abwasserentsorgung den Haushalten ver-
rechnen, die in den zersiedelten und oft un-
wegsamen Gebieten wohnen, wären diese 
für viele Bewohner nahezu unerschwinglich. 
Von den hohen Straßeninfrastrukturkosten 
gar nicht zu reden. Besonders teuer wird es 
für die Gemeinde, wenn die Straße, in denen 

die Leitungen, wie bei diesem Foto der Kanal, verlegt werden, sehr steil sind. 
Zusätzliche technische Maßnahmen sind dann notwendig.



Baulandreserven 

 
Laut einer Studie der Planungsgemeinschaft 
Ost kann es gelingen, die zuziehende Bevöl-
kerung im Ballungsraum Wien auf den vor-
handenen Baulandreserven leicht unterzu-
bringen.  Eine Maßnahme wäre z. B. die Mo-
bilisierung dieser Reserven.  

 

 

Abbildung 17: Viele unverbaute Baulandpar-
zellen gibt es am Ölberg (siehe Karte 18). 
Dies, obwohl hier die Bautätigkeit in den letz-
ten Jahren auf Grund seiner attraktiven Süd-
lage mit Blick auf das Donautal sehr groß ist.  

 

Die Nutzung vorhandener Baulandreserven 
vermeidet grundsätzlich die Ausweisung 
neuer Flächen für Siedlung und Verkehr, wo-
bei dabei auch die Lagequalität eine wichtige 
Rolle spielt. Im Sinne eines sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden trägt die Nut-
zung von Baulandreserven, insbesondere in 
zentralen Lagen, in der Regel zu einer effizi-
enteren Auslastung der bestehenden 

Infrastruktur bei. Besonders in dicht bebauten 
städtischen Gebieten kann es aber sinnvoller 
sein, unbebautes Bauland als öffentlichen 
Grün- und Freiraum zu sichern. 

In einigen Bundesländern haben bereits die 
Gemeinden die Möglichkeit, Infrastrukturab-
gaben für unbebautes Bauland einzuheben, 
da den Kommunen auch für unbebautes Bau-
land Kosten etwa für die Bereitstellung von 
Leitungen für Wasser, Abwasser und Strom 
sowie die Instandhaltung von Straßen entste-
hen. 

 

Baulandfläche 2022                                      

Gemeinden Insgesamt 

in ha 

davon            

Baulandreserve 

Wien 14.715    1.127 (7,6%) 

Klosterneuburg     982       157 (16,0%) 

Korneuburg     365         67 (18,4%) 

Schwechat     701       101 (14,4%) 

Mödling     405         38 (9,4%) 

Baden     644         74 (11,5%) 

Tabelle 10: Obwohl in einigen Gemeinden die 
Baulandflächen groß sind, ist es oft kein Hin-
dernis, weitere Umwidmungen von Grünland 
in Bauland zu planen. Geht es z. B. nach dem 
örtlichen Entwicklungskonzept 2017 der Ge-
meinde Biedermannsdorf, sind weitere Sied-
lungserweiterungen geplant. Dies, obwohl es 
noch 65ha Baulandreserven gibt, was einem 
Drittel des bereits gewidmeten Baulandes 
entspricht (Quelle: Statistik Austria).  

 

Karte 18: In Klosterneuburg wurde schon lange vor der Erstellung des Flächen-
widmungsplanes 1987 viel zu großzügig Bauland ausgewiesen. Wie der obige 
Kartenausschnitt zeigt, gibt es auch noch heute, obwohl es seit dieser Zeit zu 
keiner Baulandausweitung kam, immer noch mehr als genug ungenutzte Bau-
landflächen. Es hängt von den Grundstückseigentümern ab, wann sie ihre 
Grundstücke zum Verkauf anbieten oder selbst bebauen. 

 

Abbildung 18: In Pressbaum 
wurde die Grünland Rück-
widmung eines ca. 6ha gro-
ßen Baulandgebietes, wel-
ches im Eigentum der Bun-
desforste steht, vom Ge-
meinderat beschlossen. Be-
gründet wurde diese Umwid-
mung von Baulandreserven 
in Grünland damit, dass man 

den Wienerwald und die typischen Wienerwaldlandschaften als Natur- und Er-
holungsraum für die künftigen Generationen erhalten wolle. 



Hohe Beschäftigtenzahlen 
im Süden Wiens 
 

Ab den 1970er und 1980er Jahren entstan-
den in den Wiener Umlandgemeinden auf der 
ĂGr¿nen Wieseñ Handelsstandorte, deren 
Ăkastenartigeñ Bauweise das Ortsbild nicht 
gerade verschönerte. Oft kam zuerst der 
Standortwunsch der Betreiber, während die 
Umwidmung der Gemeinde von Grünland in 
Bauland-Betriebsgebiet später nachgeliefert 
wurde.  

 

 
Abbildung 19: Außerhalb Wiens entstanden 
Industrie- und Gewerbeareale vorwiegend in 
der Nähe von Autobahnanschlüssen. Das 
Luftbild zeigt die Südautobahn bei Vösendorf 
(Luftbild: Google Earth). 

 

Ein Beispiel aus der Vergangenheit dafür, 
dass Gemeinden nur auf sich schauen und 
nicht auf die Nachbarkommunen, war die Er-
richtung des 1976 eröffneten Einkaufszent-
rums Shopping City Süd in Vösendorf. Wäh-
rend Vösendorf zu den reichsten Gemeinden 

Österreichs zählt, hat der Einzelhandel in den 
Bezirken Mödling und Baden sowie in Teilen 
der Stadt Wien durch die SCS irreversiblen 
Schaden genommen. Von den Steuern der 
SCS profitiert zwar die Gemeinde Vösendorf, 
die Gemeinden im Umland von Vösendorf 
hingegen nicht. Hinzu kommt, dass die ge-
samte Region unter der Belastung von 
50.000 Autos, die täglich in das Shopping-
center strömen, leidet. 

Vor allem große Betriebe sind bei den Kom-
munen begehrt und werden bei ihrer Ansied-
lung oft unterstützt. Abgesehen von der 
Schaffung von Arbeitsplätzen bedeuten Be-
triebe auch ein zusätzliches Steuereinkom-
men für die Gemeinden. Das hat oft zur 
Folge, dass diese sich auch an den für die 
Gemeinden wenig geeigneten Standorten an-
siedelten. Ob die Betriebe dabei leicht mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln erreichbar sind, 
spielte dabei ebenso keine große Rolle.  

Konkurrenz herrscht aber nicht nur zwischen 
den niederösterreichischen Gemeinden, son-
dern auch zwischen den Bundesländern. So 
bestehen um Wien herum auf niederösterrei-
chischem Gebiet zu viele Einkaufszentren 
und Gewerbeparks, was zur Folge hat, dass 
Wien eine Überversorgung an Einzelhandels-
flächen pro Einwohner hat. Das Problem in 
Österreich ist, dass die Raumplanung Sache 
der Länder und Gemeinden ist und der Bund 
dabei de facto keine Kompetenzen hat, sieht 
man von hochrangiger Infrastruktur wie etwa 
den Autobahnen ab.  

 

Karte 19: In Wien ist die Pro-Kopf-Wirtschaftskraft innerhalb Österreichs am 
höchsten. Aber auch entlang der Südachse von Brunn am Gebirge bis Baden ist 
die Wirtschaftskraft sehr hoch.  



Entwicklung der Beschäftig-
tenzahlen 2011 bis 2021 
 

Die Wirtschaft im Ballungsraum Wien wächst. 
Viele der Unternehmen wanderten von Wien 
ins Wiener Umland ab. Gründe dafür sind die 
hohen Lohnkosten in der Großstadt ebenso 
wie die hohen Betriebskosten und Abgaben 
sowie hohe Grundstücks- und Mietpreise in 
Wien. Es ist in Wien auch nicht mehr so leicht, 
Mitarbeiter mit den nötigen Fertigkeiten zu 
finden.  

 

 

Abbildung 20: Das 2012 errichtete Einkaufs-
zentrum G3 nördlich von Gerasdorf konnte 
errichtet werden, obwohl es über keine öffent-
liche Verkehrsanbindung verfügt. Es ist un-
verständlich, dass in kleinen Gemeinden der-
artige Baugenehmigungen durchgingen, 
ohne Wien und die Gemeinden des Umlan-
des darin einzubinden. Die Errichtung von 
Einkaufszentren auf der ĂGr¿nen Wieseñ in 
dieser Dimension wird auf Grund neuer stren-
gerer Raumordnung in Österreich aber nicht 
mehr möglich sein (Foto: Wikipedia).   

Um bei neuen Betriebsansiedlungen die Bo-
denversiegelung nicht noch weiter auszudeh-
nen, sollten bereits erarbeitete Konzepte der 
platzsparenden Bebauung zur Anwendung 
kommen. So sollten nicht mehr einstöckige 
Supermärkte mit ebenerdigen Parkplätzen 
gebaut werden dürfen, sondern nur mehr mit 
zwei oder drei Geschossen und unterirdische 
Parkplätze den oberirdischen vorgezogen 
werden. 
 

Zunahme der Beschäftigten in der Arbeits-
stätte  

Gemeinden 2011 Zunahme 

2011 bis 2021 

Wien 976.901 166.526 (17.0%) 

Klosterneuburg     9.408     1.675 (17,8%) 

Korneuburg     7.232     1.849 (25,6%) 

Schwechat   24.621     4.484 (18,2%) 

Mödling   10.513        325 (3,1%) 

Baden   12.661     1.032 (8,2%) 

Tabelle 17: Die höchste absolute Zunahme 
mit knapp 4.500 Beschäftigten innerhalb 10 
Jahren hat in Niederösterreich die Gemeinde 
Schwechat. In dieser Stadt gibt es mehr Ar-
beitsplätze als Einwohner. Schwechats Ruf 
als Industrie- und Arbeitsstandort ist berech-
tigt. Der Flughafen liegt zu zwei Drittel auf 
Schwechater Stadtgebiet und das Areal der 
OMV-Raffinerie komplett. Diese beiden 
Großunternehmen machen bereits ein 
Sechstel der Fläche Schwechats aus.  

 

Karte 20: Zwar gibt es in den peripher gelegenen Regionen vereinzelt einen Be-
schäftigungsrückgang, die Beschäftigtenzunahme im gesamten Ballungsraum 
ist aber hoch. 



Pendlerzahlen steigen und 
Fahrzeit wird länger 
 

Der starke Anstieg der Wienpendler ist auch 
darauf zurückzuführen, dass immer mehr 
Wiener ins Umland ziehen, ihr Arbeitsplatz 
aber weiterhin in Wien bleibt. Die Wohnsitz-
wahl wird vor allem durch die Faktoren Le-
bensqualität und Wohnkosten beeinflusst. Ob 
der eigene Pkw oder beispielsweise die Bahn 
für den Weg zur Arbeit genutzt wird, hängt un-
ter anderem von den Treibstoffkosten, den 
Pendlerbegünstigungen und der Attraktivität 
der öffentlichen Verkehrsmittel ab. 

 

Zunahme der Tagespendler nach Wien 
2011 - 2021 

Gemeinden 2011 Zunahme 

Klosterneubg 6.023  750 (12,5%) 

Korneuburg 2.801  457 (16,3%) 

Schwechat 3.677 1.543 (42,0%) 

Mödling 3,681   294 (8,0%) 

Baden 3.068    356 (11,6%) 

Tabelle19: Besonders stark gestiegen ist die 
Zahl der Wienpendler in der Stadtgemeinde 
Schwechat mit 42%. Um für die Pendler den 
Umstieg auf den öffentlichen Verkehr zu er-
leichtern, ist zumindest geplant, eine neue 
Straßenbahnlinie zwischen Simmering und 
Schwechat zu errichten (Qu: Statistik Austria)  

In den 1970er Jahren wurde die Pendlerpau-
schale deshalb eingeführt, damit Menschen, 
die in der Stadt arbeiten und am Land leben, 
nicht aus strukturschwachen Regionen ab-
wandern. Schon seit längerer Zeit wird von 
Fachleuten gefordert, die Pendlerpauschale 
zu reformieren, vor allem in Bezug auf die 
Förderung für das Auto. Diese bietet nur ei-
nen Anreiz zur Zersiedelung und zur Inkauf-
nahme langer Distanzen zwischen Wohn- 
und Arbeitsort. In der Fachliteratur wird diese 
häufig als "Zersiedelungsprämie" bezeichnet. 
Die Betroffenen sind auf das Auto angewie-
sen. Dadurch vermehrt sich der motorisierte 
Individualverkehr. Aus ökologischer Sicht ist 
die Pendlerpauschale daher in der heutigen 
Form zweifellos in die Liste umweltschädli-
cher Steuerbegünstigungen einzureihen. 

 

 

Abbildung 21: Donauufer-Autobahn von Kor-
neuburg in Richtung Wien. Aus einer Befra-
gung geht hervor, dass der überwiegende 
Teil der Pkw-Pendler keine Möglichkeit oder 
Veranlassung sieht, die Trennung von Wohn- 
und Arbeitsort aufzulösen. 

 

Karte 21: Die Erwerbspendler, die außerhalb Wiens wohnen, haben meist eine 
längere Fahrzeit zu ihrer Arbeitsstätte. Vor allem deshalb, da viele von ihnen 
den Arbeitsplatz in Wien haben.    



NÖ Baulandpolitik ermög-
licht auch Ausbau von 
Wohnbauten im Grünland 
 

Außerhalb des Baulandes sind nur dann Bau-
vorhaben zulässig, wenn diese für die Nut-
zung des Grünlandes erforderlich sind wie z. 
B. für Gebäude, die zur Aufrechterhaltung der 
Landwirtschaft benötigt werden. Leider er-
möglichte die NÖ Landesregierung im Jahre 
1995 den Ausbau von Grünlandbauten auch 
dann, wenn keine landwirtschaftliche Nut-
zung gegeben ist (siehe Abb. 36).   

 

Mit dieser Regelung schuf das Land NÖ die 
Möglichkeit, Wohngebäude, wenn diese legal 
im Grünland errichtet wurden, beträchtlich zu 
erweitern. Die großzügigen Ausbaumöglich-
keiten führen dazu, dass Grün- in Bauland 
umgewidmet wird. Dadurch kommt es über 
Umwegen zu einer Baulanderweiterung. Mit 
diesem Landesgesetz wurden die Bestrebun-
gen vieler Gemeinden, die Bautätigkeit im 
Grünland in den Griff zu bekommen, zunichte 
gemacht (siehe Fehler! Verweisquelle 
konnte nicht gefunden werden.).  

 

Tabelle 20: Wie groß in manchen Gemeinden 
eine Flächeninanspruchnahme außerhalb 
der Baulandwidmung sein kann, zeigt diese 
Tabelle. Ein großer Teil der Grünlandbauten 
wurde illegal errichtet. Abrisse werden nur in 
den wenigsten Fällen durchgeführt. Nur einen 
verschwindenden Anteil davon machen dabei 
die landwirtschaftlichen Flächen mit ihren Ne-
benflächen sowie infrastrukturelle Bauwerke 
wie Kläranlagen aus (Quelle UBA). 

 

Karte 22: Gebäude im Grünland bedeuten, wie die Karte zeigt, u. a. eine massive 
Beeinträchtigung der Wienerwaldlandschaft.   

 
Abbildung 23: Ebenso unver-
ständlich wie die Novelle 1995 
war die Novelle 1996 zur NÖ 
Raumordnung, die es ermög-
lichte, dass bereits illegal errich-
tete Gebäude, sogenannte 
ĂSchwarzbautenñ, im Gr¿nland 
nicht abgerissen werden muss-
ten. Zum Glück wurde aber die 

von der NÖ Landesregierung beschlossene ĂSchwarzbau-Amnestieñ vom Ver-
fassungsgericht im Jahre 1999 aufgehoben mit der Begründung, dass die Vor-
gangsweise der NÖ Landesregierung nicht gesetzeskonform war. 

Siedlungsfläche 2022 in ha                                      

Gemeinden Insgesamt davon außerhalb 

Baulandwidmung 

Wien 15.251 724 (4,7%) 

Klosterneuburg   1.137  177 (15,6%) 

Korneuburg      334   7 (2,1%) 

Schwechat      705   71 (10,1%) 

Mödling      411 11 (2,7%) 

Baden      671 51 (7,6%) 

Abbildung 22: Ursprünglich war der Ausbau  
bestehender Wohngebäude im Grünland 
verboten. Dies änderte sich im Jahr 1995, 
als die NÖ Landesregierung eine Novelle er-
ließ, die es ermöglichte, Grünlandbauten mit 
einer Baugenehmigung zu größeren Wohn-
gebäuden auszubauen. So kann, wie dieses 
Foto zeigt, der Zubau (links) wesentlich grö-
ßer als das alte in der Zwischenkriegszeit er-
richtete Haus sein (rechts im Foto).  



Schutzgebiete 
 

Grünland sollte prinzipiell unbebaut bleiben. 
Die NÖ Bauordnung 1996 regelt, dass nur 
dann Bauvorhaben zulässig sind, wenn diese 
für die Nutzung des Grünlandes erforderlich 
sind. In den meisten Fällen sind es Bauvor-
haben, die zur Aufrechterhaltung der Land-
wirtschaft benötigt werden. Liegt das Grün-
land noch dazu in einem Schutzgebiet, ist bei 
der Beurteilung der Erforderlichkeit ein noch 
strengerer Maßstab anzulegen. Die Prüfung 
der Erforderlichkeit orientiert sich stets an der 
Art des Schutzgebietes. 

Leider fällt der Naturschutz in Österreich in 
den ausschließlichen Kompetenzbereich der 
Bundesländer. D.h. es gibt 9 verschiedene 
Landesnaturschutzgesetze und kein ĂBun-
desnaturschutzgesetzñ wie das z.B. in 
Deutschland der Fall ist. Die Vorgangsweise, 
wie man mit dem Naturschutz umgeht, vari-
iert von Bundesland zu Bundesland zum Teil 
sehr stark. Niederösterreich hat dabei sicher-
lich einen großen Nachholbedarf.  

Vertreter des Niederösterreichischen Natur-
schutzbundes sind der Ansicht, dass die heu-
tige Gesetzeslage zur Erhaltung der Land-
schaftsschutz- und Naturschutzgebiete so all-
gemein gefasst ist, dass sie jedermann zu 
seinem Nutzen auslegen könnte. Dies sei an-
scheinend von Seiten des Landes NÖ auch 
gewollt gewesen, damit klar definierten 
Rechtsnormen im Notfall auch ausgewichen 
werden kann (siehe Abbildung 24).  

 

Abbildung 24: Rechts der Straße beginnt das 
Landschaftsschutzgebiet Bisamberg. Geht 
es nach der Mehrheit im Gemeinderat, sollte 
ein Streifen neben der Straße als Bauland ge-
widmet werden. Um dies zu verhindern, 
wurde die überparteiliche Bürgerinitiative "Bi-
samberg statt Betonamberg" gegründet. 
Zehn bis zwölf Bauplätze wären dort möglich 
(Foto S. Schütz, MeinBezirk). 

 

Bei einem Landschaftsschutzgebiet soll die 
landschaftliche Schönheit und ihre Eigenart 
im Interesse der Erholung, aber auch des 
Fremdenverkehrs geschützt und das äußere 
Erscheinungsbild sowie der Erholungswert 
bewahrt werden. Das Ziel eines jeden Natur-
parks ist der Schutz einer Landschaft in Ver-
bindung mit deren Nutzung. Dabei sollen be-
sonders wertvolle, charakteristische Land-
schaftsräume vor einer Zerstörung bewahrt 
und weiterentwickelt werden. Ein Natur-
schutzgebiet ist ein weitgehend natürliches 
oder naturnahes Gebiet, das sich durch das 
Vorhandensein schützenswerter Lebens-
räume und/oder das Vorkommen seltener 
bzw. gefährdeter Tier- und Pflanzenarten 
auszeichnet. 

 
Karte 23: Obwohl in den Schutzgebieten ein Bauverbot für Wohngebäude be-
steht (rote Punkte), gibt es, wie die Karte zeigt, in diesen mehr als genug davon. 
Nur in den Naturschutzgebieten wird auf das Bauverbot geachtet.   



Natura 2000-Gebiete  
 

Als Natura 2000 wird ein länderübergreifen-
des Schutzgebietsnetz für gefährdete Le-
bensräume, Tier- und Pflanzenarten inner-
halb der Europäischen Union bezeichnet. 

Zwei Richtlinien, die Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie und die Vogelschutzrichtlinie, stel-
len die Grundlage für Natura 2000 dar. Diese 
besagen, dass in diesen Gebieten seitens der 
Behörde solche Projekte zu versagen sind, 
durch die es zu einer erheblichen Beeinträch-
tigung des Schutzzweckes kommt.  

 

 

Abbildung 25: Wie das Foto zeigt, ist es in NÖ 
sogar möglich, in einem Natura 2000-Gebiet 
für eine Buschenschank ein so großes Ge-
bäude mit großzügigen Parkflächen zu errich-
ten (Luftbild: Bing Maps).  

 

Viele Umweltorganisationen wünschen sich 
dabei eine entschiedenere Vorgangsweise 
der zuständigen Behörde. So fordert z.B. der 

Umweltdachverband, dass die Schutzgebiete 
wie Natura 2000-Gebiete als Tabuzonen für 
den Neubau ausgewiesen werden sollten. 
Naturschutzorganisationen kritisieren, dass 
bei der Erstellung von Naturschutzgutachten 
für die Natura 2000-Gebiete die Bundeslän-
der oft die Rechtsgrundlagen der Europäi-
schen Union nicht einhalten. Allzu oft haben 
die wirtschaftlichen Kriterien einen größeren 
Stellenwert als die des Naturschutzes.  

Besondere Privilegien haben in Niederöster-
reich die Landwirte. Diese haben es relativ 
leicht, im Grünland Gebäude zu errichten, 
egal, ob dieses Grünland in einem Land-
schaftsschutzgebiet oder Natura 2000-Ge-
biet liegt oder nicht. Sie müssen nur dem NÖ 
Gebietsbauamt glaubhaft darlegen, dass ein 
Gebäude mit einer entsprechenden Größe für 
die Aufrechterhaltung ihrer Landwirtschaft 
notwendig ist.  

Seit der Novelle 2006 zur NÖ Raumordnung 
ist es sogar für einen Winzer möglich, jeder-
zeit einen ĂHeurigenñ zu errichten, ohne dass 
dafür eine Flächenwidmungsplanänderung 
seitens der Gemeinde notwendig ist (siehe 
Abbildung 25). Einzige Einschränkung sei-
tens des Gesetzgebers ist, dass er diese 
nicht für Wohnzwecke verwenden darf. Dies 
ist aber auch kein Hindernis, da man bei der 
Genehmigung seitens der Behörde, was die 
Größe der Buschenschank betrifft, so groß-
zügig ist, dass man darin leicht eine große 
Wohnung unterbringen kann. Offiziell wird die 
Wohnung als Abstellraum deklariert. 

 

Karte 24: Mit Hilfe des Naturschutzbundes konnten einige Bauprojekte in den 
Natura 2000-Gebieten verhindert werden. Die Möglichkeiten dabei sind, in die 
Medien zu gehen und die Unterstützung von Bürgerinitiativen. 



Biosphärenpark Wienerwald  
 

Der Biosphärenpark Wienerwald versteht 
sich als Lebensregion, in der Mensch und Na-
tur gleichermaßen ihren Platz finden und von-
einander profitieren. Obwohl der Biosphären-
park Wienerwald in dieser Form nicht ganz 
den Vorstellungen von UNESCO entspricht, 
könnte er ein erster Schritt sein, die Wiener-
waldlandschaft zu schützen. Aber auch nur 
dann, wenn man das Biosphärenparkma-
nagement möglichst ohne politischen Ein-
fluss arbeiten lässt.  

Der Biosphärenpark besteht aus Kern,- 
Pflege- und Entwicklungszonen. Einige Wald-
flächen, die als Kernzone ausgewiesen wur-
den, sind das Herz des Biosphärenparks und 
sind beinahe frei von menschlichen Eingriffen 
(siehe Abbildung 26). Naturschutzorganisati-
onen bemängeln, dass im Biosphärenpark 
gerade die Kernzone nur aus kleinen Wald-
flªchen besteht, die wie ein ĂFleckerlteppichñ 
über den Biosphärenpark Wienerwald verteilt 
sind. Die Summe der Fläche all dieser Kern-
zonen ist sicher ansehnlich, ergibt aber kein 
größeres zusammenhängendes Waldgebiet 
(siehe Karte 36).  

Die Pflegezone dient als Pufferbereich zwi-
schen Kern- und Entwicklungszone. In dieser 
ist die Umwidmung von Flächen in Bauland 
nur in Ausnahmefällen gestattet. Kritisiert 
wird, dass die um die Kernzone gelegene 
Pflegezone zu schmal ist. Gefordert wird eine 
Fläche, die drei- bis viermal so groß ist.  

 
Abbildung 26:. Nur in der Kernzone ist die 
forstwirtschaftliche Nutzung verboten. Auf 
diese Weise wachsen die ĂUrwªlder von mor-
genñ heran (Foto: BPWW/B. Wolff).  

 

 
Abbildung 27: Dieses Wohnhaus konnte trotz 
Grünlandwidmung im Biosphärenpark Wien-
erwald errichtet werden. Dies war möglich, da 
es einem Rechtsanwalt gelang, den Bürger-
meister davon zu überzeugen, dass er in Zu-
kunft auf einem von ihm bereits erworbenen 
Grünlandgrundstück als Nebenerwerb eine 
Schafzucht betreiben wolle, und er dafür ein 
Wohngebäude benötige. Eine Beschwerde 
des niederösterreichischen Naturschutzbun-
des bei der Bezirkshauptmannschaft in Ba-
den wegen der fragwürdigen Gebäudeerrich-
tung war leider erfolglos. 

 
Karte 25: In der Kernzone darf der Mensch überhaupt nicht eingreifen, in der 
Pflegezone kann unter bestimmten Voraussetzungen leider auch in Bauland um-
gewidmet werden und in der Entwicklungszone gibt es große Freiheit.

https://www.bpww.at/artikel/kernzonen


Renaturierungsgesetz 
 

Das EU-Parlament hat 2024 ein Gesetz 
für eine umfassende Renaturierung ge-
schädigter Ökosysteme in ganz Europa 
verabschiedet. Unter Renaturierung wird 
die Rückführung vor allem von landwirt-
schaftlich oder industriell genutzten Flä-
chen und Gewässern in einen naturnahen 
Zustand verstanden. 

 

 
Abbildung 28: Wissenschaftliche Studien 
und Fachleute argumentieren, dass die 
Wiederherstellung von Ökosystemen die 
langfristige Stabilität und Produktivität der 
Landwirtschaft unterstützt, indem sie die 
Bodenqualität und Wasserverfügbarkeit 
verbessert und vor extremen Wetterereig-
nissen schützt, die die Ernteerträge be-
drohen könnten. Aus diesen Gründen be-
fürworten ökologisch ausgerichtete land-
wirtschaftliche Betriebe das EU-Renatu-
rierungsgesetz, während der Österreichi-
sche Bauernbund das Gesetz vehement 
ablehnt.  

Zur Begründung des Gesetzesvorschlags 
wird seitens der EU angeführt, dass 80% 
der Lebensräume in Europa in schlech-
tem Zustand seien und die vorgeschlage-
nen Maßnahmen ein entscheidender 
Schritt seien, den ĂKollaps von ¥kosyste-
menñ zu verhindern und den Ăschlimmsten 
Auswirkungenñ des Klimawandels vorzu-
beugen. Die Wiederherstellung von 
Feuchtgebieten, Flüssen, Wäldern, Gras-
land, Meeresökosystemen und städti-
schen Gebieten in der EU und der darin 
vorkommenden Arten sollen dazu beitra-
gen, die Widerstandsfähigkeit und Sicher-
heit der Nahrungsmittelversorgung in der 
EU und weltweit zu gewährleisten.  

Letztendlich geht es bei der Renaturie-
rung darum, die vom Menschen selbst 
verursachten Schäden an der Natur zu re-
parieren und damit unsere Lebensgrund-
lage zu bewahren.  

Die EU deckt einen Großteil der Kosten 
für die Renaturierungsmaßnahmen ab. 
Hingegen für die Schäden durch zerstörte 
Naturflächen wie Hochwasser, Trocken-
heit oder Dürre müssen die Bauern selbst 
aufkommen. Es gibt von der Europäi-
schen Kommission eine Berechnung, die 
den wirtschaftlichen Schaden ermittelt 
hat, der entsteht, wenn wir die Natur 
NICHT wiederherstellen. Dieser Schaden 
ist mindestens achtmal so teuer wie die 
Renaturierungsmaßnahmen selbst. 

Aber alle diese Maßnahmen kommen den 
Landwirten auch selbst zugute, da damit 

ihre eigenen Ressourcen ï gesunde Bö-
den und eine intakte Landschaft ï erhal-
ten bleiben oder sogar verbessert wer-
den. Durch die Renaturierung soll verhin-
dert werden, dass nicht weitere große 
Mengen an fruchtbarer Erde Jahr für Jahr 
in den Flüssen abtransportiert werden. 

Beim Renaturierungsgesetz spielen auch 
Städte eine wichtige Rolle. Sie müssen 
mehr Grünflächen bereitstellen und die, 
die sie bereits haben, auch erhalten.  

 

 
Abbildung 29: Der alte Verschubbahnhof 
in der Wiener Donaustadt wird entsiegelt. 
Für die Stadt Wien ist es das bisher 
größte Renaturierungsprojekt. Nur ein 
kleiner Teil wird weiter für den Bahnbe-
trieb genutzt. Der alte Bahnhof wird zum 
Naturschutzareal (Foto: Wikimedia.com-
mons). 

Eine Flussautobahn in engem Ăsteinernen 
Korsettñ ist der Liesingbach früher gewe-
sen. Doch mit der von der Stadt Wien und 
dem Bund finanzierten Renaturierung 
wird er immer mehr zum Naherholungsge-
biet (siehe Abb. 46). Der naturnahe 

Rückbau des Liesingbachs ist ein Projekt, 
das noch Jahre in Anspruch nehmen wird. 
Bis 2027 soll der insgesamt 9,2 Kilometer 
lange, derzeit noch hart verbaute Ab-
schnitt renaturiert werden. Steinerne Ufer 
werden abgetragen, Mäander und Insel-
chen geschaffen. Durch die Renaturie-
rung wird erreicht, dass der Liesingbach 
als Naherholungsgebiet erlebbar gemacht 
wird, dass die Wasserqualität verbessert 
und letztlich der Hochwasserschutz opti-
miert wird. 

 

Abbildung 30: Das Foto oben zeigt den 
Liesingbach bei Rodaun nach der Rena-
turierung um 2017 (Foto: Fischer) und das 
Foto unten vor der Renaturierung um 
1956 (Foto: Bezirksmuseum. Favoriten).  

https://de.wikipedia.org/wiki/Naturn%C3%A4he
https://de.wikipedia.org/wiki/%C3%96kosystem


Hochwasserkatastrophen 
werden häufiger  
 

 
Abbildung 31: Im Jahre 2024 kam es beim 
Wienfluss zu einem außergewöhnlichen 
Hochwasserereignis. Größere Schäden im 
Wiener Stadtgebiet konnten auf Grund von 
sechs Rückhaltebecken verhindert werden 
(Foto: APA, Tobias Steinmaurer).  

 

Internationale Studien zeigen, dass mensch-
liches Verhalten klar messbar zu Extremwet-
tereignissen beiträgt. Die Erwärmung der 
Meere führt zu erhöhter Verdunstung, dieses 
Wasser aus der Luft zu langen Regenereig-
nissen. Während man früher mit solchen ext-
remen Ereignissen alle 100 Jahre rechnen 
musste, werden die Abstände immer kürzer 
und die Überschwemmungen auch heftiger. 
So gab es nach 2002 bereits 2013 und 2024 
die nächsten Hochwasserextreme. Während 
Wien vor allem durch die Donauinsel und die 
ĂNeue Donauñ als Entlastungsgerinne ver-
hältnismäßig gut durch die Hochwasserkrise 

gekommen ist, wurde Niederösterreich auf 
Grund der hohen Schäden zum Katastro-
phengebiet erklärt.  

Man löst das Hochwasserproblem nicht nur, 
wenn man die Größe von Rückhaltebecken 
oder Schutzbauwerken ausbaut, sondern 
auch die Ursachen bekämpft. Konsequente 
Bodenschutzmaßnahmen könnten das Hoch-
wasserrisiko zumindest senken. Es braucht 
auch Investitionen in Entsiegelung und Wie-
derherstellung der natürlichen Wasserspei-
cher wie Flüsse, Wälder und Moore. Eine Ein-
schränkung des wachsenden Bodenver-
brauchs würde die Hochwasserrisiken redu-
zieren, damit die natürliche Schutzfunktion in-
takt bleibt.  

Die Gemeinden haben in der Vergangenheit 
verabsäumt, überschwemmungsgefährdete 
Gebiete von Bebauung frei zu halten. D h., in 
den Gemeinden wurden auch auf denjenigen 
Flächen Baulandwidmungen durchgeführt, 
die von extremeren Hochwasserereignissen 
betroffen sind. So liegen mehr als 10% der 
Gebäude in Österreich in einer roten oder 
gelben Hochwasserzone (diese sollte nicht 
bzw. nur sehr eingeschränkt bebaut werden). 
Einige Bürgermeister wurden bereits von Be-
troffenen geklagt, daher wird heute kaum 
mehr eine Baugenehmigung in diesen Zonen 
vergeben. Hingegen wenig beeindruckt da-
von, ob eine Flªche in der ĂRoten Zoneñ liegt, 
ist die Stadt St. Pölten, wo ein riesiges Lo-
gistikzentrum mit einer Fläche von 17 ha in 
einem immer wieder vom Hochwasser be-
troffenen Gebiet gebaut werden soll.  

Karte 26: Seit langem warnen 
Experten davor, dass Flüsse 
mehr Platz brauchen und Über-
flutungen begünstigt werden, 
wenn Regenwasser nicht versi-
ckern kann. Je enger man sie 
einsperrt, desto weniger Platz 
hat das Wasser im Flussbett. 
Die Renaturierung ist ein Teil der 
Lösung gegen Hochwasser. Ein 
gelungenes Beispiel dafür ist der 
Liesingbach in Wien (siehe Abb. 
46). Bekommen Flüsse mehr 
Platz oder Flächen, die geflutet 
werden können ohne Schaden 
anzurichten, braucht es weniger 
Schutzbauten. Intakte Flüsse 

und Auen sind auch ein natürlicher Wasserspeicher und helfen nicht nur bei 
Hochwasser sondern auch bei Dürren.  

 

Abbildung 32: Die Fotos zeigen den re-
gulierten Weidlingbach in Klosterneu-
burg, der, wie die obige Karte zeigt, als 
hochwassergefährdet eingestuft ist 
(Fotos: Edtmayer). Bei übermäßiger 
Bodenversiegelung kann Regenwasser 
wenig gut versickern und die Grund-
wasservorräte auffüllen. Auch steigt 
das Risiko zu örtlichen Überschwem-
mungen, da bei starken Regenfällen die 
Kanalisation oder die Vorfluter die ab-
fließenden Wassermassen nicht fassen 
können. Ein gesunder Boden kann hin-
gegen bis zu 200 Liter Wasser pro 
Quadratmeter aufnehmen.  
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Zu Beginn des Buches wird ein kurzer historischer Überblick über die 
Siedlungsentwicklung der Stadt Wien mit den entsprechenden Sied-
lungskarten von der Römerzeit, gefolgt vom Früh- Hoch- und Spätmit-
telalter und ab dann in Zeitabschnitten von etwa 100 Jahren gezeigt. 
Da versucht wurde, die Siedlungsverteilung in den Karten möglichst ge-
nau wiederzugeben, kann man die Siedlungsausbreitung detailliert ver-
folgen. Viele historische Ereignisse versteht man erst dann, wenn man 
nicht nur auf Texte oder Bilder blickt, sondern auch die Lage der Orte 
kennt, wo die Ereignisse stattfanden. Räumliche Zusammenhänge wer-
den dadurch leichter verständlich. Man erkennt, wie der Mensch im 
Lauf der Geschichte auf Veränderungen reagiert und wie er wiederum 
durch seine Besiedlung die Landschaft um ihn herum verändert hat.  
In einem weiteren Kapitel wird auf die früher noch in Niederösterreich 
gelegenen, heute aber Wiener Vororte eingegangen. Es werden die ge-
schichtlichen Entwicklungen der ehemaligen Wiener Vororte vom Mit-
telalter bis zum Ausbruch des ersten Weltkrieges (1914) beschrieben 
und mit Fotos um 1900 dokumentiert.  


